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    1. Was macht die neue Bundesregierung?

    Die Bundestagswahl am 22. September 2013 endete mit einer faustdicken Überraschung: Die FDP hat es mit 4,8 Prozent der Zweitstimmen nicht wieder in den Bundestag geschafft und die Union damit ihren bevorzugten Koalitionspartner verloren. So wurden die parlamentarischen Kräfteverhältnisse zu Beginn der 18. Legislaturperiode durcheinandergewirbelt und die politischen Karten neu gemischt. An einer historischen Wegscheide befindet sich auch die Entwicklung des Wohlfahrtsstaates: Entweder wird der »Um-« beziehungsweise Abbau des sozialen Sicherungssystems, welcher seit Mitte der 1970er-Jahre im Gang ist und mit der als »Hartz IV« bezeichneten Arbeitsmarktreform seinen bisherigen Höhepunkt erreicht hat,1 modifiziert fortgesetzt und der Übergang vom Sozialversicherungsstaat à la Bismarck zu einem Fürsorge-, Almosen- und Suppenküchenstaat besiegelt. Oder aber es wird ein Neuanfang in Richtung der Rekonstruktion des Wohlfahrtsstaates und seines Ausbaus zu einer solidarischen Bürgerversicherung gewagt, die zur Programmatik aller neben CDU und CSU im Parlament vertretenen Parteien (SPD, Bündnis 90/Die Grünen und LINKE) gehört.

    Um die genannten Entwicklungsalternativen beurteilen zu können, muss man einen Blick zurück werfen und erkunden, ob die abgewählte CDU/CSU/FDP-Regierung, anders als von den sie tragenden Parteien im Bundestagswahlkampf 2009 versprochen, eine »Koalition der sozialen Zumutungen« war oder die Weichen für eine positive Weiterentwicklung des Wohlfahrtsstaates gestellt hat. Im Bundestagswahlkampf 2013 haben die Haltung der Grünen zur Pädophilie während ihrer Entstehungsphase neben der von der Kanzlerin im Fernsehduell mit ihrem sozialdemokratischen Herausforderer Peer Steinbrück getragenen Halskette sowie dessen Mimik und Gestik („Stinkefinger«-Affäre) beinahe eine gewichtigere Rolle gespielt, als Schlüsselfragen der Gesellschaftsentwicklung, der Sozialphilosophie und der Regierungspolitik („Was ist Gerechtigkeit und wie haben CDU, CSU und FDP sie zu verwirklichen gesucht?«). Hier aber soll der im damaligen Koalitionsvertrag mit dem Titel »Wachstum – Bildung – Zusammenhalt« erhobene Anspruch des schwarz-gelben Regierungsbündnisses, bei einem konjunkturellen Aufschwung der Wirtschaft mehr für die Zukunftsperspektiven der jungen Generation zu tun und die gesellschaftliche Kohäsion zu stärken,2 auf den Prüfstand gestellt und mit der Gesetzgebungstätigkeit dieser Parteien konfrontiert werden. Schließlich geht es um sozialpolitische Alternativkonzeptionen und Kernforderungen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und LINKEN, die wegen der parlamentarischen Mehrheitsverhältnisse aber mit darüber entscheiden könnten, ob ein weiterer Niedergang oder eine Renaissance des Wohlfahrtsstaates bevorsteht.

    
    2. Beschleunigung des Wachstums oder der Umverteilung von unten nach oben?

    Die nach ihrem Stimmenzuwachs auf 14,6 Prozent bei der Bundestagswahl 2009 überaus selbstbewusst auftretende FDP verstand sich als wirtschaftspolitischer Motor und als sozialpolitischer Bremsklotz des neuen Regierungsbündnisses. Man betonte »Eigenverantwortung und Eigeninitiative«, meinte damit aber hauptsächlich Mehrbelastungen für Arbeitnehmer/innen und Rentner/innen, während die Arbeitgeber von Sozialversicherungsbeiträgen („Personalzusatzkosten«) und Kapitaleigentümer ebenso wie Topverdiener von Steuerlasten befreit werden sollten. Frappierend waren die inhaltlichen Schnittstellen zwischen CDU/CSU und FDP im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik: Wenn die damaligen Vorsitzenden der Koalitionsparteien Angela Merkel, Horst Seehofer und Guido Westerwelle unisono von der Bildung einer »Regierung der bürgerlichen Mitte« schwärmten, wärmten sie nicht das Herz des Citoyens als eigentlichem Souverän der demokratischen Republik, sondern sprachen bewusst den Bourgeois als Geschäftsmann und Kapitaleigner an. Die besitzbürgerlichen Interessen brachen sich unter Schwarz-Gelb denn auch noch unverblümter Bahn als unter Schwarz-Rot und Rot-Grün. Gefragt war in erster Linie der Wirtschaftsbürger, wohingegen die sozialen Bürgerrechte weiter beschnitten wurden.

    Ungefähr zur selben Zeit, als das Bundesverfassungsgericht am 20. Oktober 2009 darüber verhandelte, ob die Bedürfnisse der in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften lebenden Kinder bei der Regelsatzbemessung angemessen berücksichtigt wurden oder zumindest die Hartz-IV-Kinderregelsätze das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes verletzten, trieb CDU, CSU und FDP offenbar sehr viel stärker die Sorge um, »Leistungsträger« und »Besserverdiener« könnten – auch für ihre Kinder – zu viel Steuern zahlen. Denn sie beschlossen nicht etwa, die Armut von Kindern und Jugendlichen aus sozial benachteiligten Familien zu verringern, sondern den steuerlichen Kinderfreibetrag zunächst von 6.024 EUR auf 7.008 EUR und später auf die für Erwachsene geltende Höhe (2013: 8.130 EUR; 2014: 8.354 EUR) anzuheben sowie das Kindergeld von 164 EUR auf 184 EUR monatlich zu erhöhen.

    Dabei handelte es sich mitnichten um eine Entlastung »der« Familien, wie CDU, CSU und FDP behaupteten, sondern um eine weitere Begünstigung von Besserverdienenden und Begüterten. Die zuletzt Genannten profitierten davon überproportional, Eltern mit einem geringen Einkommen hatten jedoch wenig und Transferleistungsempfänger/innen mit noch so vielen Kindern gar nichts davon. Während ein Spitzenverdiener durch die im Wachstumsförderungsgesetz enthaltenen Maßnahmen jährlich 443 EUR Steuern »spart« und ein Normal- oder Geringverdiener 240 EUR mehr Kindergeld erhält, wurde die Not einer alleinerziehenden Mutter im Hartz-IV-Bezug kein bisschen gelindert. Ganz im Gegenteil: Aufgrund der Länder und Kommunen treffenden Steuerausfälle schränkten Gemeinden, Landkreise und kreisfreie Städte nicht per Gesetz verpflichtend vorgesehene Beratungs- und Betreuungsangebote gerade für solche Familien eher weiter ein.

    Die im Wachstumsbeschleunigungsgesetz enthaltenen »Korrekturen« der Unternehmen- und Erbschaftsteuerreform boten den Vorteil, dass sie von der breiten Öffentlichkeit weniger stark wahrgenommen wurden als massive Senkungen des Spitzensteuersatzes oder die Abschaffung der Gewerbesteuer, wie sie die FDP forderte. Deshalb weichte die schwarz-gelbe Koalition eher Regelungen auf oder nahm sie ganz zurück, die ein drastisches Absinken des Steueraufkommens im Unternehmensbereich durch Finanzmanipulationen der Konzerne verhindern sollten, etwa die Einführung der »Zinsschranke« und der Mindestbesteuerung sowie die zeitweilige Aussetzung der degressiven Abschreibung.

    Indem CDU/CSU und FDP die Bedingungen, unter denen Witwen und Waisen von Familienunternehmern die betriebliche Erbschaftsteuer erlassen wurden, weiter lockerten (Verkürzung der Behaltensfrist und Absenkung der Lohnsumme, die zur Steuerfreiheit führt), wurden selbst größere Entlassungswellen ohne Folgen für die Steuerbefreiung möglich, ohne dass Erben von Betriebsvermögen ihr Privileg gegenüber Erben anderer Sachwerte und von Geldvermögen verlieren. Gleichzeitig wurden nahe Verwandte (Geschwister, Nichten und Neffen) auf Kosten der Allgemeinheit bessergestellt. Während die Eltern armer Kinder sowohl im Hinblick auf die Erhöhung des Steuerfreibetrages wie auch beim Kindergeld leer ausgingen, machte die Bundesregierung den reichsten Familien des Landes weitere Steuergeschenke in Milliardenhöhe, die den Staat perspektivisch womöglich noch mehr Geld kosten als die Herabsetzung des Mehrwertsteuersatzes für Übernachtungen von 19 auf 7 Prozent, die das bayerische Tourismusgewerbe beflügeln sollte und von der FDP befürwortet wurde. Da sie Parteispenden in Höhe von über 1 Mio. EUR der Substantia AG in Düsseldorf erhalten hatte, die wie die Mövenpick-Hotelkette zur Firmengruppe des Barons August von Finck gehört, war die FDP fortan als »Mövenpick-Partei« verschrien.
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    Über das Buch

    Der Schock ist noch zu spüren: Die bisherige Regierungspartei FDP wurde am 22. September aus dem Bundestag gewählt. Ist damit ein sozialpolitischer Bremsklotz beseitigt, oder wird auch die neue Regierungskoalition den neoliberalen Umbau des Sozialstaats vorantreiben? Christoph Butterwegge, engagierter Politikwissenschaftler und Deutschlands führender Armutsforscher, fasst in seinem aktuellen Essay die Entwicklungen der letzten Jahre zusammen und warnt mit Blick auf die neue Legislaturperiode: Wenn es um die Bewahrung einer solidarischen Gesellschaft geht, dürfen wir uns auf die Regierung nicht verlassen. Nur durch ständigen inner- und außerparlamentarischen Druck ist der Wohlfahrtsstaat zu retten.
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    1. Einleitung


    Im Februar 2012 schaffte es eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Köln in die Schlagzeilen. Der frühere Vorstandsvorsitzende von Bertelsmann und Arcandor/Karstadt, Thomas Middelhoff, war mit dem Antrag auf eine einstweilige Verfügung gescheitert. Er hatte beantragt, ein als Sicherheit für einen Kredit über 100 Millionen Euro vom Bankhaus Sal. Oppenheim eingefrorenes Guthaben über knapp 24 Millionen Euro freizugeben. Middelhoff hatte argumentiert, dass er und seine Ehefrau sonst bald nicht mehr liquide seien und nur noch über das »absolute Existenzminimum « verfügten. Das sahen die Richter anders. So »sei nicht nachvollziehbar« belegt, dass die von ihnen veranschlagten Kosten der Lebenshaltung »unverzichtbar und nicht in zumutbarer Weise reduzierbar « seien, wenn sie pro Monat allein 35.000 Euro Personalkosten für die Immobilien in Bielefeld und St. Tropez (unter anderem für Pflege und Bewachung) enthielten. Sie sollten sich, so die Empfehlung des Gerichts, an der Wirklichkeit orientieren und nicht am »subjektiven Empfinden aufgrund ihrer bisherigen Lebensführung« (AZ 13 W 79/11).

    Diese Entscheidung wirft ein Schlaglicht auf die Welt der Reichen und Mächtigen. Middelhoff ist zugegebenermaßen ein extremer Vertreter dieser Welt, aber auch keine völlige Ausnahme, wie nicht nur die jetzt vor Gericht ausgetragenen Konflikte um den Untergang des Bankhauses Sal. Oppenheim mit seinen honorigen, dem Adel zugehörigen Führungsspitzen und seiner Kundschaft aus den Kreisen der deutschen Milliardärsdynastien belegen. Das zeigt auch die lange Reihe von anderen Skandalen in der Wirtschaftselite, die man in den letzten Jahren beobachten konnte. So geriet etwa 2008 Klaus Zumwinkel, als Vorstandschef der Deutschen Post, Aufsichtsratsvorsitzender der Deutschen Telekom, Aufsichtsratsmitglied bei der Allianz, der Lufthansa und Morgan Stanley, Träger des Großen Bundesverdienstkreuzes und Manager des Jahres 2003 unbestritten ein zentrales und hoch angesehenes Mitglied der deutschen Wirtschaftselite, in das Visier der Finanzbehörden. Er hatte trotz eines Vermögens in dreistelliger Millionenhöhe und eines Jahresgehalts von über vier Millionen Euro mehr als eine Million Euro an Steuern hinterzogen. Er wurde deswegen im Januar 2009 zu einer Bewährungsstrafe von zwei Jahren und einer Geldstrafe von einer Million Euro verurteilt.

    Schon wenige Wochen später ließ Zumwinkel sich dann seine Pensionsansprüche von der Deutschen Post in Höhe von 23 Millionen Euro ausbezahlen. Zur gleichen Zeit wurde auch einer der zehn reichsten Männer der Republik, der Milliardär Reinhold Würth, wegen Steuerhinterziehung in zweistelliger Millionenhöhe angeklagt und sogar zur Zahlung von 3,5 Millionen Euro verurteilt. Wie verbreitet die Steuerflucht in diesen Kreisen war, illustriert eine Äußerung des bekannten Düsseldorfer Modehändlers Albert Eickhoff, nachdem er im Rahmen einer Steuerfahndung im November 2012 erwischt worden war. Er sagte der Bild-Zeitung: »Damals gehörte es zum guten Ton, Geld ins Ausland zu schaffen.« Zwei Jahre zuvor hatte der Vorstandsvorsitzende der mit staatlichen Garantien von über 100 Milliarden Euro gerade noch vor der Pleite geretteten Hypo Real Estate Schlagzeilen gemacht. Axel Wieandt, als Sohn des langjährigen Chefs der BfG-Bank, Paul Wieandt, und Schwager des Vorstandsvorsitzenden der Commerzbank, Martin Blessing, ebenfalls kein Außenseiter in den Reihen der deutschen Wirtschaftselite, verließ nach nur 18 Monaten die HRE, weil ihm aufgrund der Deckelung des Jahresverdienstes auf max. 500.000 Euro ein Bonus nicht ausgezahlt werden sollte. Er nahm trotz seiner nur kurzen Tätigkeit bei der Bank aber Pensionsansprüche von jährlich knapp 240.000 Euro ab dem 60. Lebensjahr mit. Georg Funke, sein Vorgänger, der die Verantwortung für einen Großteil der Verluste trägt, klagt übrigens immer noch vor Gericht auf die Weiterzahlung seines Millionengehalts bis 2013 und eine anschließende Pension von 560.000 Euro jährlich. Diese Reihe ließe sich fast beliebig fortsetzen.


    1.1. Der Ansehensverlust der Eliten und die Spaltung der Gesellschaft


    Was die Bevölkerung denkt – Ergebnisse von Meinungsumfragen


    Angesichts eines solchen Verhaltens von Angehörigen der deutschen Wirtschaftselite und der langen Reihe von (mehr oder minder gewichtigen) Skandalen, in die Spitzenpolitiker von Ex-Bundespräsident Wulff über Ex-Verteidigungsminister zu Guttenberg bis hin zu Ex-Bildungsministerin Schavan in letzter Zeit verwickelt waren, ist es nicht verwunderlich, wie sich die Haltung der Bevölkerung zu eben diesen Eliten verändert hat, und das erst recht angesichts der tiefgreifenden Folgen der Finanzkrise. Die regelmäßigen Meinungsumfragen des Instituts für Demoskopie Allensbach sind in dieser Hinsicht eindeutig: Politiker und Banker rangieren mittlerweile zusammen mit den Fernsehmoderatoren auf den letzten Plätzen, wenn es um das Ansehen von Berufen geht. Während 82 Prozent der Bundesbürger die meiste Achtung vor Ärzten haben und immerhin noch 67 Prozent vor Krankenschwestern, liegen die Vergleichswerte für Banker und Politiker bei lediglich vier und sechs Prozent (Allensbach 2011). Die Politiker haben dabei allein seit 1999 eine Halbierung ihres Ansehens hinnehmen müssen.1 Bei den Bankern dürfte der Niedergang noch drastischer ausgefallen sein. Die im Laufe des letzten Jahres bekannt gewordenen Skandale um die Manipulation des Interbankenzinssatzes Libor durch führende Großbanken und der Milliardenverlust von JP Morgan im Derivategeschäft haben ihr zuvor schon miserables Image noch einmal verschlechtert. Für sie gab es in den älteren Umfragen aber keine eigene Antwortkategorie, so dass ein direkter Vergleich nicht möglich ist.

    Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung steht den Eliten immer skeptischer gegenüber und befürchtet zugleich eine weiter zunehmende soziale Spaltung der deutschen Gesellschaft. So halten nach einer Umfrage des Instituts in Allensbach 85 Prozent der Bundesbürger die Manager für überbezahlt, glauben 69 Prozent an einen Verfall von Moral und Anstand in den deutschen Führungsetagen und halten es 63 Prozent für gerechtfertigt, deutschen Managern Geldgier und Selbstbedienungsmentalität zuzuschreiben (Kröcher 2008). 70 Prozent halten die Einkommensunterschiede hierzulande aktuell für zu groß und jeder zweite hält den Kapitalismus insgesamt für überholt, während ihn nur jeder fünfte noch zeitgemäß findet (Kröcher 2012). Die wirtschaftlichen Verhältnisse finden 69 Prozent ungerecht und nur 15 Prozent gerecht. Zudem meinen 64 Prozent, dass die soziale Gerechtigkeit in den letzten drei, vier Jahren abgenommen, und nur ganze sieben Prozent, dass sie zugenommen habe (Allensbach 2013: 2 f.).

    Gleichzeitig erwarten 79 Prozent für die Zukunft weiter wachsende soziale Unterschiede und 70 Prozent, dass eine immer größere Zahl von Menschen wirtschaftlich und gesellschaftlich nicht mehr mithalten kann. Diese Einschätzung wird zugleich von einem Großteil der Bevölkerung auch auf die eigene Situation bezogen. Die eigene materielle Lage wird von den unteren vier Fünfteln »signifikant kritischer« gesehen als noch in den 1990er-Jahren. Während das obere Fünftel zu fast drei Vierteln mit der eigenen wirtschaftlichen Situation zufrieden ist, sind es in der Mittelschicht nur noch 42 Prozent und in den »unteren Sozialschichten« gerade einmal 23 Prozent, ein deutlicher Rückgang seit dem Ende der 1990er-Jahre (Kröcher 2011). In einer repräsentativen Umfrage der Bertelsmann- Stiftung im September/Oktober 2011 gaben sogar 75 Prozent aller Befragten an, die wirtschaftliche Unsicherheit habe in den letzten zehn Jahren zugenommen, und nur ein Drittel stimmte den Aussagen zu, dass alle Menschen die gleichen Chancen hätten, vorwärts zu kommen, und dass man für seine Leistung belohnt werde (Bertelsmann 2011: 3 f.).

    Im Entwurf für den 4. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung vom September 2012 werden die Ergebnisse einer aktuellen repräsentativen Bevölkerungsumfrage zu Reichtum vorgestellt, die einen ähnlichen Tenor haben. Knapp die Hälfte der Befragten ist der Meinung, dass Reichtum auf »bessere Ausgangsbedingungen«, knapp 40 Prozent, dass er auf Beziehungen, und immerhin fast 30 Prozent, dass er auf Unehrlichkeit zurückzuführen sei. An harte Arbeit als Ursache glaubt dagegen nur gut jeder fünfte. Unehrlichkeit wird mit 38 Prozent vor allem von Personen mit Hauptschulabschluss genannt, bessere Ausgangsbedingungen und gute Beziehungen betonen eher Personen mit Hochschulreife. Entsprechend dieser Grundhaltung sind über 68 Prozent der Meinung, reiche Menschen genössen ungerechtfertigte Vorteile, und sogar fast 78 Prozent erklären, dass zu großer Reichtum zu Problemen in der Gesellschaft führe. Folgerichtig sind mittlerweile über zwei Drittel der Deutschen für staatliche Maßnahmen zur Verringerung der Einkommensunterschiede. 2002 waren es noch 14 Prozent weniger. Dagegen sind nur noch knapp 18 Prozent gegenüber 29 Prozent vor zehn Jahren (Bundesregierung 2012: 316, 393 ff.).


    Die Einstellung der Bevölkerung entspricht weitgehend der realen Entwicklung: Die Reichen werden reicher…


    Wie nachvollziehbar und vielfach auch realitätsnah all diese Einstellungen sind, zeigen die tatsächlich zu beobachtenden Veränderungen in Deutschland seit der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre. Auf der einen Seite haben sich die Gehälter und auch Pensionszusagen der Topmanager mit enormer Geschwindigkeit von den Einkommen der normalen Beschäftigten entfernt. Auf der anderen Seite hat die Anzahl der Geringverdiener, der Billiglöhner und ganz generell der Armen stark zugenommen. Was den ersten Punkt angeht, so verdiente das Vorstandsmitglied eines DAX-Konzerns mit durchschnittlich gut 2,9 Millionen Euro 2010 viereinhalbmal so viel wie 1995, eine rasante Steigerung innerhalb von nur eineinhalb Jahrzehnten. 2011 sind die Einkommen dann noch einmal deutlich gestiegen, bei den Vorstandsmitgliedern auf nun durchschnittlich 3,14 Millionen Euro, bei den Vorstandsvorsitzenden sogar auf durchschnittlich 5,1 Millionen Euro (Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz 2011, 2012a). Mit 17,4 Millionen Euro Jahreseinkommen hat VW-Vorstandschef Winterkorn 2011 dabei einen neuen Rekord für die 30 DAX-Unternehmen aufgestellt. Der gesamte VW-Vorstand hat es auf über 70 Millionen Euro gebracht, d.h., im Durchschnitt hat jedes einfache Vorstandsmitglied 7,3 Millionen Euro verdient.

    Da die Einkommen der meisten Beschäftigten im gleichen Zeitraum kaum gestiegen sind, hat sich die Kluft zwischen den Bezügen der Spitzenmanager und den Gehältern der in denselben Unternehmen beschäftigten Arbeiter und Angestellten drastisch vertieft. Bewegten beide sich zwischen Mitte der 1980er- und Mitte der 1990er-Jahre noch weitgehend parallel – die Spanne lag 1987 genauso wie 1995 beim 14-fachen –, veränderte sich das Bild danach gravierend. 2000 war die Differenz schon auf das 24-fache angewachsen, und angesichts der enormen Steigerungen der Managergehälter in den letzten beiden Jahren liegt sie mittlerweile beim 54-fachen (Schwalbach 2011: 158).2

    Was die großen Vermögen angeht, so hat sich ihre Zahl in den letzten zehn Jahren ebenfalls deutlich erhöht. Nach der jährlich erstellten Rangliste des manager magazins ist die Zahl der Milliardäre hierzulande allein in dem kurzen Zeitraum zwischen 2004 und 2012 trotz der weltweiten Finanzkrise um fast die Hälfte von 80 auf 115 gestiegen. Die 500 reichsten Deutschen bringen es mittlerweile auf ein Gesamtvermögen von gut 500 Milliarden Euro. Dass Zumwinkel mit seiner ausgeprägten Neigung, Steuerzahlungen zu vermeiden, unter diesen Menschen kein Einzelfall ist, zeigt folgende Zahl mehr als deutlich. Nach einer Studie des Schweizer Wirtschaftsmagazins Bilanz kommt ein Fünftel der 300 reichsten Menschen der Schweiz aus Deutschland, davon allein 28 Milliardäre (vom Spediteur Klaus-Michael Kühne mit einem Vermögen von 6,5 Milliarden Euro bis zum Pharma-Erben Philipp Boehringer mit immer noch über 1,2 Milliarden Euro). Sie alle haben ihren Hauptwohnsitz in die Schweiz verlegt, um Steuern zu sparen, und bei einem Vermögen in einer Gesamthöhe von zirka 75 Milliarden Euro lohnt sich das auch. Ihr sowieso schon enormer Reichtum vermehrt sich dadurch noch schneller. Dasselbe gilt für Familien wie etwa die Reimanns, die die großen Konzerne Reckitt Benckiser und Coty kontrollieren. Sie sind 2006 nach Österreich umgezogen, um die in Deutschland fällige Erbschaftsteuer zu umgehen. Auch die bei der Übernahme von Porsche durch VW durch einen Trick vermiedene Steuerzahlung in Höhe von 1,5 Milliarden Euro mehrt letztlich das Vermögen der Eigentümerfamilien Porsche und Piëch. Diese Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen.


    … und die Armut hat zugenommen


    Am anderen Ende der gesellschaftlichen Skala hat sich in den letzten 10 bis 15 Jahren eine vergleichbare Entwicklung vollzogen, nur in die entgegengesetzte Richtung. Die Armut hat erheblich zugenommen, vor allem in der ersten Hälfte des letzten Jahrzehnts. Nach relativ geringen Veränderungen während der 1990er-Jahre ist die Armutsquote zwischen 2000 und 2006 rasch von 10,6 auf 14,2 Prozent gestiegen, um bis 2009 mit leichten Schwankungen auf diesem Niveau zu verharren und nach einem weiteren spürbaren Anstieg 2010 einen neuen Höchststand von 15,3 Prozent zu erreichen (unveröffentlichte Angaben des DIW).3 Allein der Anteil der Arbeitslosen, die unter der Armutsgrenze leben müssen, hat sich zwischen 2004 und 2009 von 41 auf 70 Prozent erhöht. Damit liegt Deutschland 25 Prozent über dem europäischen Durchschnitt (Seils 2011). Wer hätte sich Mitte der 1990er-Jahre vorstellen können, dass es in Westdeutschland einmal Großstädte geben würde, in denen jedes dritte Kind oder sogar zwei von fünf Kindern in Armut aufwachsen, wie es heute in Berlin, Bremen, Dortmund, Duisburg, Essen oder Gelsenkirchen der Fall ist. Auch die Armutsquote der gesamten Bevölkerung liegt in diesen Städten mittlerweile zwischen einem Fünftel und einem Viertel. In vielen Großstädten ist die Armut entgegen dem allgemeinen Trend auch seit 2006 weiter stark angestiegen, fast dreimal stärker als in der Bevölkerung insgesamt und teilweise sogar um ein Drittel bis die Hälfte wie in Düsseldorf und Essen (Seils/Meyer 2012: 9).

    Auch wenn man den Blick von den gesellschaftlichen Extremen hin zur Gesamtheit der Bevölkerung wendet, bestätigt sich dieser erste Eindruck. Die bundesdeutsche Gesellschaft ist seit der Jahrtausendwende insgesamt ebenfalls erheblich ungleicher geworden. Wies Deutschland im internationalen Vergleich lange Jahrzehnte eine relativ ausgeglichene Einkommensstruktur auf, lag international im unteren Mittelfeld, nahe bei den für ihre vergleichsweise geringen Einkommensunterschiede bekannten skandinavischen Ländern, so hat sich das binnen eines Jahrzehnts deutlich verändert. Nach Angaben des Statistischen Amtes der EU hat sich im letzten Jahrzehnt nur in zwei europäischen Ländern die Einkommenskluft zwischen dem oberen und dem unteren Fünftel noch stärker geöffnet, in Bulgarien und Rumänien (Dauderstädt 2010: 2).


    Der Anteil der Politik an der zunehmenden Ungleichheit


    Ausschlaggebend für diese gravierende Verschlechterung sind in erster Linie zwei Maßnahmen der rot-grünen Regierung unter Gerhard Schröder, die sog. Hartz-Reformen und die Reduzierung der steuerlichen Belastung für hohe Einkommen und Unternehmen. Die steuerlichen Beschlüsse sorgten für eine Anhebung der Brutto- wie (sogar noch stärker) der Nettoeinkommen bei den oberen zehn Prozent der Bevölkerung, die Agenda 2010 für eine Senkung bei der unteren Hälfte. Sie verschlechterte nicht nur die Situation für Arbeitslose (deutliche Verkürzung des Bezugszeitraums für Arbeitslosengeld, Abschaffung der Arbeitslosenhilfe), sie öffnete, was noch wichtiger ist, außerdem den Weg für einen (staatlich subventionierten) Niedriglohnsektor und bewirkte eine starke Lohnzurückhaltung bei den Beschäftigten. Die Angst, in Hartz IV abzustürzen, erhöhte sowohl deren Bereitschaft, schlecht oder sehr schlecht bezahlte Jobs anzunehmen, als auch die Akzeptanz geringer Nominallohnerhöhungen, die dann oft nicht einmal die Verluste durch die Inflation ausgleichen konnten. Die Gewerkschaften sind dadurch ebenfalls unter Druck geraten, haben allerdings auch wenig unternommen, um gegenzusteuern. Die Entwicklung wurde durch die starke Zunahme von befristeten und Leiharbeitsverhältnissen, die durch gesetzliche Neuerungen erst ermöglicht wurde, noch weiter verstärkt. Erstere haben seit 1996 von 4,7 auf 8,9 Prozent zugenommen, Letztere von 0,6 auf 2,9 Prozent (Gundert/Hohendanner 2011: 2). Dazu kommen dann noch die bei den Unternehmen immer beliebter werdenden Werkverträge, die eine weitere Senkung der Löhne ermöglichen. Bei den Realeinkommen ist diese Entwicklung deutlich spürbar. Sie sind zwischen 2000 und 2010 im Mittel um 4,2 Prozent gesunken. Nur die oberen zwei Zehntel der Beschäftigten haben bei den Löhnen und Gehältern überhaupt zulegen können (Brenke/ Grabka 2011: 12).4

    Die Bezieher geringer Einkommen und die Arbeitslosen spüren die Folgen der Arbeitsmarktreformen am stärksten. Sie sind die eindeutigen Verlierer der letzten zehn Jahre. Unter den Arbeitslosen sind die Langzeitarbeitslosen besonders betroffen. Über eine Million Menschen ist seit der Einführung von Hartz IV dauerhaft auf das Arbeitslosengeld II angewiesen. Dazu zählen neben ungefähr 400.000 Langzeitarbeitslosen, die in dem ganzen Zeitraum keine bezahlte Beschäftigung gefunden haben, auch über 300.000 Aufstocker, deren Einkommen unterhalb der Grenzen von Hartz IV liegt (Öchsner 2012). Ganz allgemein zählt mittlerweile eine wachsende Zahl der Beschäftigten zu den »working poor«. Waren es 2004 noch 4,9 Prozent, stieg ihre Zahl bis 2010 schon auf 7,5 Prozent (Bundesregierung 2012: 475; Seils 2011). Sie bleiben arm, obwohl sie arbeiten, häufig sogar in Vollzeit.

    Das ist die Konsequenz der massiven Ausweitung des Niedriglohnsektors mit einem Höchstlohn von 9,15 Euro pro Stunde. In ihm ist mit über 23 Prozent mittlerweile fast ein Viertel der Beschäftigten tätig, verglichen mit gut 17 Prozent Mitte der 1990er-Jahre (Bundesregierung 2012: 328).5 Die Löhne im Niedriglohnsektor liegen teilweise unterhalb der Hartz-IV-Sätze und müssen deshalb durch staatliche Transferzahlungen ergänzt werden. Von den sechs Millionen Beziehern von Hartz IV gehören 1,3 Millionen in diese Kategorie. Elf Milliarden Euro, d.h. ein Drittel des Bundesetats für Hartz-IV-Leistungen, werden inzwischen für solche Aufstockungsleistungen ausgegeben (Möller 2012; Sievers 2010). Zwölf Prozent der Beschäftigten, d.h. fast vier Millionen Menschen, müssen für Bruttostundenlöhne von weniger als sieben Euro und vier Prozent sogar für weniger als fünf Euro arbeiten (Bundesregierung 2012: 327; IAQ 2011). Auch Tarifverträge und eine berufliche Ausbildung schützen nicht immer vor solchen Niedriglöhnen. So bekommen beispielsweise die Mitarbeiter in Architektur- und Ingenieurbüros als Anfangsgehalt nicht mehr als 6,21 Euro die Stunde, Bäcker- und Konditorgesellen 6,97 Euro. Bei un- oder angelernten Kräften geht es runter bis auf gut drei Euro die Stunde für Friseurinnen in den neuen Bundesländern und Berlin. Besonders heftig betroffen von dieser Entwicklung sind Leiharbeitskräfte. Sie verdienen, wenn sie in Vollzeit tätig sind, im Durchschnitt nur gut halb so viel wie andere Vollzeitbeschäftigte. Jeder dritte von ihnen hat weniger als 1.200 Euro brutto im Monat, jeder achte muss ergänzend Hartz IV beantragen (DGB 2011). Wer von diesen Menschen arbeitslos wird, der bekommt sofort Hartz IV, weil das Arbeitslosengeld I aufgrund der niedrigen Einkommen so gering ausfällt.

    Die Hartz-Reformen haben alles in allem nicht gehalten, was ihre Befürworter stets versprochen haben. Der Weg aus der Arbeitslosigkeit ist nicht leichter geworden, weder durch die Maßnahmen der Arbeitsagenturen unter dem Motto »Fördern und Fordern« noch durch die massive Ausweitung von befristeten Arbeitsverträgen und Leiharbeit. Wie aktuelle Untersuchungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zeigen, ist es von den Arbeitslosen, die als Leiharbeiter Beschäftigung fanden, gerade einmal sieben Prozent gelungen, in den nächsten zwei Jahren ein dauerhaftes Arbeitsverhältnis außerhalb der Leiharbeit zu finden. Die Masse verblieb in der Leiharbeit oder wurde wieder arbeitslos (Lehmer/Ziegler 2010: 4).6 Ganz generell stellen Fehr und Vobruba in ihrer Untersuchung der Hartz-Reformen fest: »Seit der Hartz-Reform haben sich die Arbeitslosigkeitsepisoden der Sozialtransferbezieher nicht verkürzt. Im Gegenteil verweilen Alg-II-Bezieher bei Berücksichtigung soziodemographischer Effekte und der Arbeitsmarktsituation eher länger in Arbeitslosigkeit als Sozial- und Arbeitslosenhilfebezieher vor der Einführung des SGB II« (Fehr/Vobruba 2011: 216).

    Für die oft zu hörende Behauptung, die Hartz-IV-Reformen seien für die gute Position der deutschen Wirtschaft in Europa verantwortlich, gibt es nach Brenke vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) keine Belege. Es handle sich hier vielmehr um eine Scheinkorrelation, die genauso überzeugend sei wie die berühmte Relation zwischen der Geburtenhäufigkeit und der Anzahl der Störche (Brenke 2013: 20). Zentrale Wettbewerbsfaktoren wie die hohe Produktqualität und das hervorragende Image deutscher Waren (gerade in Ländern wie China oder Russland), durch die der Preis nur eine untergeordnete Rolle spielt, werden bei einer solchen Erklärung ebenso unterschlagen wie die weltweit wieder gewachsene Bedeutung der Industrie, von der die deutsche Wirtschaft ganz erheblich profitiert. Ein Vergleich mit Großbritannien, das in vielerlei Hinsicht Vorbild der Hartz-IV-Reformen war, zugleich allerdings in den letzten drei Jahrzehnten eine massive Deindustrialisierung erfuhr, zeigt das deutlich. Die britische Wirtschaft steht in der internationalen Konkurrenz weitaus schlechter da, obwohl der Arbeitsmarkt weitgehend dereguliert ist und schon seit den 1980er-Jahren zahlreiche Workfare-Programme beschlossen wurden, die wie bei Hartz IV staatliche Transferempfänger zur Annahme von Arbeitsangeboten aller Art verpflichteten und entsprechenden Druck durch eine Kürzung oder den Wegfall der Unterstützungszahlungen etc. ausübten (Mohr 2007, 2008). Die Hartz-Reformen waren nur in einem Punkt wirklich erfolgreich, als Motor zur Senkung von Löhnen, Gehältern und Sozialleistungen. Das wird sich in Zukunft in einer massiven Zunahme der Altersarmut niederschlagen, weil für immer mehr Menschen hierzulande die Einkommen so niedrig ausfallen, dass ihre dadurch erworbenen Rentenansprüche unterhalb der Armutsgrenze liegen.

    Bei den Beziehern hoher Einkommen ist genau das Gegenteil zu beobachten, und das gleich aus zwei Gründen. Zum einen profitieren diejenigen, die Aktien oder Unternehmen besitzen, in Form höherer Gewinne oder Dividenden von der Lohnzurückhaltung der Beschäftigten, der Senkung der Lohnnebenkosten und der steuerlichen Entlastung der Unternehmen durch das »Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002« und das »Steuersenkungsgesetz 2000«, durch die die Gewinnsteuern drastisch von 45 auf max. 25 Prozent gesenkt wurden. Zum anderen ist auch die steuerliche Belastung aller höheren Einkommen im letzten Jahrzehnt deutlich gesunken. So ist der Spitzensteuersatz zwischen 2000 und 2005 von 53 auf nur noch 42 Prozent gesenkt worden. Dann sorgt die 2008 beschlossene 25-prozentige Abgeltungssteuer dafür, dass die Bezieher höherer Einkommen ihre Kapitaleinkünfte nicht mehr mit dem persönlichen Steuersatz von bis zu 42 Prozent versteuern müssen. Schließlich ist auch die Erbschaftssteuer immer weiter reduziert worden, für Firmenerben unter bestimmten Voraussetzungen sogar auf null Prozent. All diese gesetzlichen Maßnahmen begünstigen die Wohlhabenden und, noch stärker, die Reichen und die Superreichen.

    Die reale steuerliche Belastung der 450 reichsten Deutschen, der oberen 0,001 Prozent, mit einem Jahreseinkommen von wenigstens 11 Millionen und durchschnittlich gut 36 Millionen Euro7 hat sich nach Untersuchungen des DIW allein durch die Steuerreformen der rot-grünen Bundesregierung zwischen 1998 und 2005 von 43,1 auf nur noch 31 Prozent verringert. Bei den 46 reichsten Deutschen, den oberen 0,0001 Prozent, mit einem Mindesteinkommen von 57 Millionen und einem Durchschnittseinkommen von über 174 Millionen Euro fiel der Rückgang noch stärker aus. Sie zahlten statt 48,2 nur noch 28,7 Prozent Steuern. Wären die Steuersätze von 1998 noch gültig gewesen, hätten beide Gruppen 2005 erheblich mehr zahlen müssen, bei den reichsten 65 Deutschen jeder Einzelne im Durchschnitt knapp 34 Millionen Euro (Bach/Corneo/Steiner 2011: 14, 22).8


    Die Verschärfung der sozialen Ungleichheit in Deutschland


    Für die Einkommensverteilung in Deutschland liegen die Folgen auf der Hand. Die Anteile der oberen wie die unteren Einkommen nehmen auf Kosten der mittleren Einkommen (zwischen 70 und 150 Prozent des Medianeinkommens9 von 19.142 Euro) zu. Letztere, d.h. Haushalte mit jährlichen Bruttoeinkommen zwischen 13.399 und 28.713 Euro, haben von 2000 bis 2010 einen deutlichen Rückgang von 63,8 auf 58,2 Prozent erfahren. Das sind gut 4,5 Millionen Personen. Zugleich haben die unteren Einkommen von weniger als 13.399 Euro um mehr als ein Viertel von 17,8 auf 22,9 Prozent und die oberen Einkommen von mehr als 28.713 Euro leicht von 18,4 auf 18,9 Prozent zugelegt. Dabei entfällt der Zuwachs fast vollständig auf die Extremgruppen mit weniger als der Hälfte bzw. mehr als dem Doppelten des Medianeinkommens, d.h. mit weniger als 9.571 Euro bzw. mit mehr als 38.284 Euro (s. Schaubild 1.1.).


    
      [Bild vergrößern]

      Schaubild 1.1.: Einkommensgruppen in Deutschland 2000 und 2010 (in Prozent)
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      Quelle: Angaben des DIW

    


    Verlierer sind eindeutig die Einkommensgruppen zwischen 70 und 110 Prozent des Medianeinkommens, d.h. die untere Hälfte der Mittelschichten. Aus ihren Reihen stammen fast alle Absteiger. Im gleichen Zeitraum haben zudem noch die Abstände zwischen den Medianeinkommen dieser drei Bevölkerungsgruppen zugenommen.10 Die Einkommenskluft hat sich gleich in doppelter Hinsicht deutlich vergrößert. Die Einkommensunterschiede bei den Nettoeinkommen, also nach Steuern und Sozialabgaben, sind dabei erheblich schneller gestiegen als bei den Bruttoeinkommen (einschließlich Rentenzahlungen). Der Anteil der Haushalte mit hohen Einkommen hat zwischen 1998 und 2006 netto mehr als doppelt so stark zugelegt wie brutto, der der Haushalte mit niedrigen Einkommen sogar mehr als dreimal so stark (Goebel/Krause 2007: 828). Die Umverteilungswirkung des Sozial- und Steuersystems hat also ganz offensichtlich spürbar abgenommen.

    Das macht sich zusammen mit der massiven Reduzierung der Erbschaftssteuer auch bei der Vermögensverteilung deutlich bemerkbar. Auf das oberste Prozent der Bevölkerung entfallen mittlerweile 35,8 Prozent des Gesamtvermögens, allein auf das oberste Promille 22,5 Prozent. Das oberste Promille besitzt damit heute prozentual fast genauso viel wie noch 1969 das oberste Prozent, das damals 27 Prozent des Gesamtvermögens sein Eigen nennen konnte. Die gesamte Zunahme der Vermögenskonzentration fand in einem Zeitraum von über vier Jahrzehnten praktisch nur beim obersten Prozent statt; denn der Anstieg bei den oberen zehn Prozent von 57 auf gut 66 Prozent ist so gut wie identisch mit dem Anstieg beim obersten Prozent von 27 auf knapp 36 Prozent (Bach/ Beznoska/Steiner 2011: 11; Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 1976: 84). Die aktuelle Reichtumsverteilung in Deutschland entspricht damit fast US-amerikanischen Verhältnissen, wo auf das oberste Prozent der Bevölkerung zirka 40 Prozent des Vermögens entfallen.11


    Die Begleiterscheinungen der Finanzkrise


    Die Finanzkrise hat die geschilderte Entwicklung weiter forciert. Die notwendigen staatlichen Rettungsaktionen für ins Straucheln geratene Finanzinstitute und die sonstigen Maßnahmen, um die Krise halbwegs in den Griff zu bekommen, haben die Staatsverschuldung in Deutschland nur in den drei Jahren zwischen 2007 und 2010 um über ein Viertel, von 64,9 auf 82,5 Prozent des Bruttosozialprodukts steigen lassen. Allein die deutschen Banken haben seit 2008 knapp 60 Milliarden Euro Finanzhilfen erhalten. Dazu kommen noch ungefähr 230 Milliarden Euro an Garantien durch den Bankenrettungsfonds Soffin, bei denen derzeit niemand sagen kann, wie viel davon endgültig verloren ist. Bei der Hypo Real Estate, auf die über die Hälfte der Summe entfällt, müssen bislang bereits gut 12 Milliarden sicher als Verlust verbucht werden. Die Kehrseite dieser Unterstützungsmaßnahmen für die Finanzbranche bildet die 2009 von Bundestag und Bundesrat mit der notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheit beschlossene Schuldenbremse für die öffentlichen Haushalte. Es sieht so aus, als ob das in Zukunft vor allem einen Trend der Vergangenheit weiter verstärken wird, den zur Kürzung von Sozialleistungen. Bei den maßgeblichen Parteien ist derzeit nicht zu erkennen, dass sie sich ernsthaft mit der Alternative, der Rücknahme der Steuersenkungen für die Wohlhabenden und Reichen sowie die Unternehmen, beschäftigen. Wenn SPD und Grüne jetzt Forderungen in diese Richtung stellen, so bleibt abzuwarten, ob sie bei einer eventuellen Regierungsbeteiligung auch Ansatz für praktische Politik werden, d.h. in konkrete Gesetzentwürfe münden. Nach den Erfahrungen der letzten Jahre sind da Zweifel angebracht.

    Angesichts all dieser Beobachtungen stellt sich die Frage, wie die Eliten selbst die ganze Entwicklung beurteilen. Sie gehören schließlich fast durchweg zu den Spitzenverdienern. Die Abteilungsleiter der Bundesministerien, die Staatssekretäre, die Leiter der großen Bundesbehörden, die vorsitzenden Richter und Präsidenten an den Bundesgerichten, die hohen Generäle, die Präsidenten der großen Forschungsorganisationen, ihre Grundbesoldung beträgt zwischen 9.000 und 12.000 Euro im Monat. Die Intendanten großer Fernsehsender liegen mit bis zu 310.000 Euro pro Jahr noch deutlich darüber. Ähnlich dürfte es bei den Chefredakteuren großer Zeitungen und Zeitschriften aussehen. Das reicht zwar nicht annähernd an die Einkommen der Spitzenmanager heran, liegt aber doch weit über dem, was die allermeisten Bundesbürger verdienen.

    Wie denken diese Personen über die soziale Spaltung der bundesrepublikanischen Gesellschaft? Was sind für sie die Ursachen der Finanzkrise und was die Konsequenzen, die aus der Krise gezogen werden müssen? Diesen Fragen nachzugehen war ein Ziel der vorliegenden Studie. Ein anderes bestand darin, ein Sozialprofil der deutschen Eliten zu erstellen, zu sehen, ob sich in ihrer Herkunft, ihrer Bildung, ihren Karriereverläufen oder ihren wechselseitigen Kontakten in den knapp zwei Jahrzehnten seit der letzten Elitenstudie etwas geändert hat und ob es einen Zusammenhang zwischen den persönlichen Merkmalen und den politischen Einstellungen der Eliten gibt. Letztlich geht es um die zwei entscheidenden Fragen, die jegliche Forschung über Eliten beschäftigen, die nach der vertikalen und die nach der horizontalen Integration der Eliten. Die vertikale Dimension betrifft das Verhältnis zwischen Eliten und Bevölkerung, d.h. vor allem die soziale Rekrutierung der Eliten und die damit verbundenen Einstellungen. Bei der horizontalen Integration geht es um die Verknüpfung der einzelnen Eliten miteinander durch soziale Herkunft, Bildungs- und Karrierewege sowie gemeinsame Haltungen und Wertvorstellungen.12

    
    Anmerkungen


    1 Das gilt auch für die Abgeordneten des Bundestags, die gewählten Volksvertreter. Eine Mitte Juli 2012 veröffentlichte Umfrage im Auftrag des Stern belegt das eindeutig. Nur ein Drittel der Befragten glaubt danach, dass die Abgeordneten ihre Arbeit engagiert und sachgerecht erledigen. Vertrauen in ihre Arbeit bekundet sogar nur noch ein Viertel. Dagegen meinen über drei Viertel, dass Lobbyisten zu viel Einfluss auf politische Entscheidungen ausüben (stern.de vom 18. Juli 2012).

    2 Bei den Aufsichtsräten der DAX-Unternehmen bietet sich dasselbe Bild. Um bis zu 425 Prozent sind deren Bezüge seit 1999 gestiegen. Mittlerweile bekommt ein normales Mitglied im Durchschnitt gut 127.000 Euro und ein Aufsichtsratsvorsitzender ungefähr 314.000 Euro pro Jahr, mit einem Spitzenwert von über 850.000 Euro beim VW-Aufsichtsratsvorsitzenden Ferdinand Piëch (Deutsche Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz 2012b). Die Altersabsicherung der Vorstände ist ebenfalls sehr großzügig bemessen. Die 30 DAX-Konzerne haben dafür inzwischen 580 Millionen Euro zurückgestellt. Bei den gesamten Pensionsrückstellungen führt dabei Daimler-Chef Zetsche die Liste mit 22,7 Millionen Euro an, bei den jährlichen Rückstellungen der neue Bayer-Vorstandsvorsitzende Dekkers mit knapp 2,2 Millionen Euro allein im Jahre 2010. Die Konzernchefs können aufgrund dieser Summen mit hohen Pensionen schon ab dem 60. Lebensjahr rechnen (Palan/Werle 2011). Die Diskrepanz zu den politischen Verlautbarungen zur Rente mit 67 und der dennoch dringend erforderlichen privaten Altersvorsorge ist für jeden Beobachter unübersehbar.

    3 Diese Angaben, die wie alle DIW-Daten ohne Quellenangabe dem Verfasser von Markus Grabka zur Verfügung gestellt worden sind, beziehen sich auf die Jahreseinkommen. Durch Neuberechnungen des DIW fallen die Werte durchgängig um gut zwei Prozent niedriger aus als in eigenen älteren Studien des DIW angegeben, auf die sich auch der Verfasser in seinem letzten Buch gestützt hat (Hartmann 2007a: 9).

    4 Beim neunten Zehntel waren es allerdings kaum merklich gerade einmal 0,2 Prozent. Beim obersten Zehntel waren es immerhin gut zwei Prozent, das meiste allerdings auch hier am oberen Ende. Die restlichen acht Zehntel haben verloren, je weiter unten desto mehr. Bei den unteren vier Zehnteln betrugen die Reallohnverluste zwischen 13,1 und 23,1 Prozent (Brenke/Grabka 2011: 12). Auch bei den Rentenbeziehern gab es nach Angaben der Bundesregierung zwischen 2000 und 2012 ein reales Minus von ungefähr 20 Prozent, 17 Prozent im Westen und knapp 22 Prozent im Osten (Thüringer Allgemeine vom 13.10.2012).

    5 Selbst in den Betrieben mit mehr als zehn Beschäftigten, die im Durchschnitt spürbar höhere Löhne zahlen als die Kleinbetriebe, zählen inzwischen 20,6 Prozent der Beschäftigten zu den Niedriglohnbeziehern. Von den Jugendlichen und Leiharbeitern sind es sogar über die Hälfte bzw. über zwei Drittel, in einzelnen Branchen wie den Taxidiensten, dem Friseurgewerbe oder dem Reinigungsunternehmen sogar über vier Fünftel (Statistisches Bundesamt 2012: 17, 20f.). Lässt man den öffentlichen Dienst und die sonstigen nicht marktbestimmten Dienstleistungsbetriebe unberücksichtigt, steigt der Anteil der Niedriglöhner sogar auf 21,7 Prozent und der Höchstwert für ihren Lohn sinkt auf genau zehn Euro (Statistisches Bundesamt 2012: 17).

    6 Fast jedes zweite Arbeitsverhältnis, das arbeitslose Hartz-IV-Empfänger antraten, war binnen eines halben Jahres schon wieder beendet und ebenfalls fast jedes zweite musste aufgrund der geringen Löhne durch Leistungen der Arbeitsagentur aufgestockt werden (Koller/Rudolph 2011: 3). Außerdem hat nur jeder achte Geringverdiener innerhalb der nächsten sechs Jahre den Ausstieg aus dem Niedriglohnsektor geschafft (Schank u.a. 2008: 5).

    7 Alle absoluten Einkommensangaben beziehen sich auf das Jahr 2005, aber inflationsbereinigt mit dem Jahr 2000 als Basis.

    8 Daran dürfte sich in den letzten Jahren trotz der Einführung der sogenannten Reichensteuer (ein Spitzensteuersatz von 45 Prozent für Einkommen ab 250.000 Euro jährlich für Ledige) kaum etwas geändert haben. Das liegt vor allem an der Einführung der 25-prozentigen Abgeltungssteuer. Da bei den reichsten Deutschen ein Drittel bzw. fast die Hälfte des Einkommens aus Kapitalerträgen stammt, haben sie von dieser unter Finanzminister Steinbrück beschlossenen steuerlichen Maßnahme besonders profitiert.

    9 Das Medianeinkommen definiert jenes Einkommen, welches die Einkommensbezieher in zwei gleichgroße Gruppen unterteilt, eine Hälfte, die weniger, und eine Hälfte, die mehr verdient. Die Summen beziehen sich auf Einpersonenhaushalte.

    10 Der Mittelwert der unteren Einkommen lag 1999 46,1 Prozent unterhalb des Mittelwerts der mittleren Einkommen. 2009 waren es bereits 48,3 Prozent. Bei den hohen Einkommen ist derselbe Prozess zu beobachten, nur in umgekehrter Richtung und noch ausgeprägter. Ihr Abstand auf die mittleren Einkommen ist in diesen zehn Jahren von 91,7 auf inzwischen 103,7 Prozent angewachsen (Goebel/Gornig/Häußermann 2010: 5).

    11 Es ist nicht erstaunlich, dass angesichts dieser Vermögenskonzentration die Forderung nach einer Wiedereinführung der Vermögenssteuer auf breite Zustimmung in der Bevölkerung stößt. In einer repräsentativen Umfrage des Forsa-Instituts stimmten 77 Prozent der Befragten dieser Forderung zu, darunter auch eine deutliche Mehrheit von über zwei Dritteln bei den Anhängern der schwarz-gelben Regierungskoalition (König 2012).

    12 Zu den theoretischen Traditionen und den unterschiedlichen Positionen in der Elitesoziologie s. ausführlich Hartmann 2004.
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